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Hauptamt Brigitte Thoma Vorlagen-Nr. 20/007/2021 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

14.06.2021 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 6   2. Änderung der Friedhofsordnung vom 24.04.2017 

 
Ausgangssituation: 
Verbot von Grabsteinen aus ausbeuterischer Kinderarbeit 
Bereits im Januar und November 2014 hat der Gemeinderat dieses Thema beraten. 
 
Am 19.11.2014 wurde folgender Beschluss gefasst: 
 

1. Der Verwaltungsausschuss beschließt den Empfehlungsbeschluss vom 19.01.2014 zur 
Änderung der Friedhofssatzung, Verbot von Grabsteinen aus ausbeuterischer 
Kinderarbeit, aufzuheben. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt die auf dem Aulendorfer Friedhof tätigen Steinmetze 
anzuschreiben und darauf hinzuweisen, dass es von Seiten der Stadt Aulendorf 
begrüßt wird, wenn keine Grabsteine aus ausbeuterischer Kinderarbeit verwendet 
werden. 

 
Im November 2020 haben die Landtagsfraktionen von Grünen und CDU einen Gesetzentwurf 
zur Änderung des Bestattungsgesetzes (BestatG) in den Landtag eingebracht. Ziel des 
Gesetzentwurfs war es, Anforderungen an den Nachweis für Grabsteine und 
Grabeinfassungen, die ohne Einsatz schlimmster Formen der Kinderarbeit hergestellt wurden, 
aufzustellen, um Gemeinden eine Grundlage zur rechtssicheren Ausgestaltung ihrer 
Friedhofsordnungen zu geben. Das Gesetz wurde am 27.01.2021 im Landtag beschlossen. Die 
Änderung ist am 12.02.2021 in Kraft getreten. 
 
Geändert wurde lediglich § 15 BestattG. 
In den vergangenen Jahren hatte der VGH Baden-Württemberg einige Friedhofssatzungen für 
rechtswidrig erklärt, weil die darin geforderte Nachweisführung zur Herkunft der Steine für die 
klagenden Steinmetze unzumutbar sei. Die Gesetzesänderung implementiert nun ein 
abgestuftes Nachweisverfahren und Gütesiegel, die von anerkannten Stellen geprüft sind. 
Konkret sieht § 15 BestattG nun ein dreistufiges Verfahren für den Nachweis vor, dass 
Grabsteine nicht mit Einsatz schlimmster Formen von Kinderarbeit hergestellt wurden: 
 
Stufe 1 
Demnach gelten Grabsteine, die aus dem Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz 
stammen, als frei von Kinderarbeit.  
 
Stufe 2 
Bei Steinen aus anderen Herkunftsländern ist der Nachweis durch bewährte Gütesiegel 
möglich. Diese müssen nach transparenten Kriterien von unabhängigen Institutionen 
vergeben werden und geeignet sein, sicherzustellen, dass die Herstellung ohne Einsatz 
schlimmster Formen der Kinderarbeit im Sinne der Konvention 182 der Internationalen 
Arbeitsorganisation erfolgt ist. Laut der Gesetzesbegründung sind solche Zertifikate auf der 
Internetplattform „siegelklarheit.de“ gelistet. 
 
Stufe 3 
Für den Fall, dass ein Steinmetz ein entsprechendes Zertifikat nur unter unzumutbaren 
Belastungen oder gar nicht vorlegen kann, genügt es, wenn er schriftlich erklärt, dass ihm 
keine Anhaltspunkte dafür bekannt sind, dass die Grabsteine mit Kinderarbeit hergestellt 
wurden. 
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Die Stadtverwaltung begrüßt wie der Gemeindetag weiterhin und ausdrücklich das Ziel, 
Kinderarbeit beim gesamten Herstellungsprozess von Grabsteinen zu verhindern. Gerade im 
Hinblick auf die Erfahrungen mit der bestehenden Ermächtigungsgrundlage wurde jedoch 
erwartet, dass zur Umsetzung dieses Ziels ein rechtssicherer Weg gewählt wird. Vor diesem 
Hintergrund bewertet der Gemeindetag die Gesetzesänderung im Hinblick auf die praktische 
Umsetzbarkeit und die Rechtssicherheit kritisch.  
Nach wie vor gibt es keine Klarheit bezüglich der Anerkennung verwendeter Siegel. 
Insbesondere kann in einer Friedhofsatzung wohl kaum ausschließlich die Internetplattform 
„Siegelklarheit.de“ als (einzige) zulässige Quelle für die Beurteilung vorgegeben werden, da 
nicht ausgeschlossen ist, dass es auch andere bewährte und geeignet Siegel gibt, die jedoch 
nicht auf dieser Plattform gelistet sind. Diese Bedenken und einen –aus Sicht des 
Gemeindetags – besseren Lösungsansatz wurde im Rahmen des Beteiligungsverfahrens in 
einer gemeinsamen Stellungnahme mit dem Städtetag gegenüber dem Land auch 
kommuniziert. 
 
Derzeit prüft der Gemeindetag noch, ob eine entsprechende Regelung in der Mustersatzung 
einer Friedhofssatzung umsetzbar ist. Städten und Gemeinden, die einen neuen Anlauf zur 
Verhinderung der Verwendung von Grabsteinen und Grabeinfassungen aus ausbeuterischer 
Kinderarbeit auf ihren Friedhöfen unternehmen wollen, empfiehlt der Gemeindetag, sich bei 
der Formulierung des Tatbestandes in der Friedhofssatzung möglichst eng am Gesetzestext zu 
orientieren. Die Vorschrift könnte dann wie folgt lauten: 
 
§ 16a Verbot von Grabsteinen und Grabeinfassungen aus ausbeuterischer 
Kinderarbeit 
(1) Es dürfen nur Grabsteine und Grabeinfassungen aufgestellt werden, die nachweislich ohne 
Einsatz schlimmster Formen der Kinderarbeit im Sinne des Artikels 3 des Übereinkommens 
182 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 über das Verbot und 
unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit (BGBl. 
2001 II S. 1290, 1291) hergestellt worden sind. 
 
(2) Der Nachweis im Sinne des Absatzes 1 ist erbracht, wenn durch lückenlose 
Dokumentation 
dargelegt wird, dass die Grabsteine und Grabeinfassungen vollständig in Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, weiteren Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz hergestellt wurden. 
 
(3) Der Nachweis im Sinne des Absatzes 1 ist auch erbracht, wenn durch ein bewährtes 
Zertifikat bestätigt wird, dass die verwendeten Steine in der gesamten Wertschöpfungskette 
ohne Einsatz schlimmster Formen der Kinderarbeit hergestellt wurden. Bewährte Zertifikate 
sind schriftliche Erklärungen, die von gemeinnützigen oder anderen, von der herstellenden 
Industrie und dem Handel unabhängigen Organisationen oder Einrichtungen nach 
transparenten Kriterien vergeben werden und die mindestens sicherstellen, dass die 
Herstellung ohne Einsatz schlimmster Formen der Kinderarbeit regelmäßig durch sachkundige 
und unangemeldete Kontrollen vor Ort überprüft wird. Als bewährt gelten Zertifikate 
insbesondere, wenn den Zertifizierern auf allgemein zugänglichen und anerkannten 
Plattformen nach Evaluation des Zertifizierungsprozesses und Publikation der gewonnenen 
Ergebnisse Authentizität zugesprochen wird. 
 
(4) Ist die Vorlage eines bewährten Zertifikats nicht oder nur unter unzumutbaren 
Belastungen möglich, hat der betroffene Händler stattdessen eine schriftliche Erklärung 
vorzulegen, in der er zusichert, dass ihm keinerlei Anhaltspunkte dafür bekannt sind, dass die 
Grabsteine und Grabeinfassungen unter Einsatz schlimmster Formen der Kinderarbeit 
hergestellt wurden. 
 
(5) Eines Nachweises im Sinne von Absatz 1 bedarf es nicht, wenn der Letztveräußerer 
glaubhaft macht, dass die Grabsteine oder Grabeinfassungen aus Naturstein oder deren 
Rohmaterial vor dem 1. März 2021 in das Bundesgebiet eingeführt wurden. 
 
Dies zeigt, dass der Nachweis und die Kontrolle der vorgenannten Vorgaben enorm schwierig 
ist und schlussendlich eine einfache schriftliche Erklärung jedes Händlers/Steinmetz ausreicht. 



  Seite 3 von 3 

Dennoch kann mit diesen Satzungsregelungen ein Zeichen gesetzt werden, auch wenn klar 
sein muss, dass damit das Ziel, ausbeuterische Kinderarbeit zu verhindern, noch nicht 
erreicht wird und damit gewisse Rechtsunsicherheiten verbunden sind.  
 
Der Verwaltungsausschuss hat hierzu am 05.05.2021 folgenden einstimmigen Beschluss 
gefasst: 
 
Der Verwaltungsausschuss empfiehlt dem Gemeinderat die Friedhofssatzung dahingehend zu 
ändern, dass das Verbot von Grabsteinen und Grabeinfassungen aus ausbeuterischer 
Kinderarbeit aufgenommen wird. 
 
Weitere Anpassungen sind für das Schmetterlingsgrabfeld für Tot- und Fehlgeburten 
(Sternengrabfeld) in § 11 und § 21 vorgesehen.  
 

 
Beschlussantrag:  
Der Gemeinderat stimmt der vorgelegten 2. Änderung der Friedhofsordnung vom 24.04.2017 
zu  
 

 
Anlagen: 
Entwurf 2. Änderung Friedhofsordnung 
 
 

 

Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 
  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  
Aulendorf, den 04.06.2021 
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